
Hospitanz beim Landtag von Baden-Württemberg – Teil II 

Im ersten Teil meines Hospitanz-Berichts habe ich von meinen Eindrücken, Erfahrungen und Tätigkei-

ten beim Besucherdienst und beim Veranstaltungsmanagement berichtet. 

Bevor ich über meine vierwöchige Hospitanz beim Plenar- und Ausschussdienst berichte, möchte ich 

jedoch noch eine Erfahrung aus meiner Zeit beim Veranstaltungsmanagement nachreichen, die es 

nicht mehr in meinen ersten Bericht geschafft hat. 

In meiner letzten Woche beim Veranstaltungsmanagement nahm ich an einer Vorbesprechung zur 

Organisation des diesjährigen „Jugendlandtags“ teil und erstellte dafür das Ergebnisprotokoll. 

Der Jugendlandtag ist die zweitägige Abschlussveranstaltung der Veranstaltungsreihe „Was uns be-

wegt – Jugendliche und Landespolitikerinnen und Landespolitiker im Gespräch“. Bei Regionalkonfe-

renzen diskutieren Jugendliche mit Landtagsabgeordneten über Themen, die für sie wichtig und be-

deutsam sind. Bei einer Abschlussveranstaltung im Landtag sollen die Themen der Regionalkonferen-

zen abschließend diskutiert und Thesen bzw. Forderungen erarbeitet werden. Geplant sind dabei 

auch Diskussionen mit Fachpolitikerinnen und -politikern sowie mit Ministerinnen und Ministern. Die 

Veranstaltungsreihe sowie die Abschlussveranstaltung wird dabei von der Landtagsverwaltung in 

Zusammenarbeit mit der Landeszentrale für politische Bildung, dem Ring politischer Jugend und dem 

Landesjugendring Baden-Württemberg organisiert. 

In der Vorbesprechung wurde vor allem über den Ablauf und den Inhalt der Abschlussveranstaltung 

diskutiert und das weitere Vorgehen abgestimmt.  

Im Ergebnisprotokoll wird festgehalten, wer an der Besprechung teilgenommen hat, welche Inhalte 

besprochen und welche Beschlüsse gefasst wurden.  

Für mich war es das erste Mal, dass ich ein solches Protokoll verfassen musste. Ich denke jedoch, 

dass es eine sehr hilfreiche Erfahrung war, da Protokolle eigentlich zu fast allen Sitzungen und Be-

sprechungen angefertigt werden. Dies gilt sicherlich nicht nur für die öffentliche Verwaltung, sondern 

auch für die freie Wirtschaft. 

 

Zurück zu meiner Zeit beim Plenar- und Ausschussdienst. Wie der Name schon sagt, werden dort die 

Plenarsitzungen und die Ausschusssitzungen organisiert. Die Tagesordnungen von Plenar- oder Aus-

schusssitzungen werden von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Referats vorbereitet, mit 

den Ausschussvorsitzenden besprochen und von diesen freigegeben. Über die Tagesordnung der 

Plenarsitzung entscheidet das Präsidium. Parlamentarische Initiativen – Kleine und Große Anfragen 

sowie Anträge – werden ebenfalls hier im Referat bearbeitet. 

Für all das ist der Plenar- und Ausschussdienst in der Landtagsverwaltung zuständig. Grundlage der 

dortigen Aufgaben ist die Geschäftsordnung des Landtags. Vereinfacht ausgedrückt stehen in der 

Geschäftsordnung die Spielregeln des Landtags von Baden-Württemberg. Dort steht zum Beispiel wie 

das Gesetzgebungsverfahren abläuft und welche Kontrollrechte die Abgeordneten gegenüber der 

Landesregierung haben. Es ist eine der Aufgaben des Plenar- und Ausschussdiensts dafür zu sorgen, 

dass die Geschäftsordnung eingehalten wird – von Seiten der Abgeordneten und von Seiten der Re-

gierung. 



Am Beispiel von Kleinen Anfragen lässt sich dies ganz gut veranschaulichen. Jeder Abgeordnete hat 

laut Geschäftsordnung das Recht, Fragen an die Regierung zu stellen.  

Der Abgeordnete sendet die Kleine Anfrage an die Landtagsverwaltung. Dort wird sie einheitlich for-

matiert und auf Zulässigkeit geprüft. Es dürfen zum Beispiel nicht mehr als zehn Fragen gestellt wer-

den, der Titel muss wertneutral formuliert sein und außerdem sollten die Fragen von überregionaler 

Bedeutung sein.  

Nach der Prüfung leitet die Landesregierung die Kleine Anfrage an das zuständige Ministerium weiter 

und überwacht die Einhaltung der dreiwöchigen Frist zur Beantwortung der Kleinen Anfrage.  

Die Antwort auf die Kleine Anfrage geht wiederum bei der Landtagsverwaltung ein, bevor sie an den 

Fragesteller weitergeleitet wird. Dort wird beispielsweise überprüft, ob das Ministerium alle Fragen 

beantwortet hat und Persönlichkeitsrechte eingehalten wurden (Privatpersonen dürfen i. d. R. nicht 

namentlich genannt werden). 

Nach fristgerechter Beantwortung der Fragen durch das Ministerium ist das Verfahren einer Kleinen 

Anfrage erledigt. Eine Diskussion zur Antwort ist nicht vorgesehen. Dies ist einer der Unterschiede 

zur Großen Anfrage.  

Eine Große Anfrage kann nicht von einem einzelnen Abgeordneten, sondern nur von einer Fraktion 

oder mindestens 15 Abgeordneten gestellt werden. Sie muss zu einem Thema von erheblicher politi-

scher Bedeutung gestellt und schriftlich begründet werden. Es können dabei bis zu 25 Einzelfragen an 

die Regierung gestellt werden. Zur Beantwortung der Großen Anfrage hat die Regierung jedoch sechs 

Wochen Zeit.  

Nachdem die Fragesteller die Antwort auf die Große Anfrage erhalten haben, besteht im Gegensatz 

zur Kleinen Anfrage die Möglichkeit, eine öffentliche Behandlung der Großen Anfrage im Plenum 

oder in einem Ausschuss zu beantragen.  

Die Große Anfrage ist somit eines der parlamentarischen Instrumente mit dem die Landesregierung 

öffentlichkeitswirksam kontrolliert werden kann. 

Neben Großen Anfragen finden sich auf den Tagesordnungen einer Plenarsitzung auch Aktuelle De-

batten, Beratungen über Gesetzentwürfe, Fraktionsanträge, Fragestunden und Regierungsbefragun-

gen. Ich konnte während meiner Hospitanz an mehreren Plenarsitzungen teilnehmen. 

Eine Plenarsitzung beginnt i. d. R. mit Aktuellen Debatten zu tagesaktuellen Themen. Meiner Erfah-

rung nach sind die Aktuellen Debatten der interessanteste Teil einer Plenarsitzung – zumindest für 

die Zuhörer, die sich einen spannenden Schlagabtausch wünschen. Dort wird meistens ziemlich kont-

rovers diskutiert und die unterschiedlichen politischen Positionen von Regierungs- und Oppositions-

fraktionen hervorgehoben. Aktuelle Debatten werden von den Fraktionen beantragt. Regierungsfrak-

tionen (SPD und GRÜNE) wählen dementsprechend Themen, bei denen die Regierung vermeintlich 

gut abschneidet, Oppositionsfraktionen (CDU und FDP/DVP) diejenigen, bei denen sie vermeintliche 

Missstände seitens der Regierung erkennen. 

Meistens entwickeln sich dabei ziemlich lebhafte Debatten, bei denen nicht mit gegenseitigen Be-

schuldigungen und Zwischenrufen gegeizt wird. Ein und dasselbe Thema wird oft vollkommen gegen-

sätzlich bewertet. Was beispielsweise für die Regierungsfraktionen ein strahlender Erfolg für Baden-



Württemberg ist, wird von den Oppositionsfraktionen als Misserfolg dargestellt. Häufig klingen je-

doch beide Positionen plausibel, was es meiner Ansicht nach für den Zuhörer so interessant macht. 

Nach den Aktuellen Debatten geht es i. d. R. mit Ersten und Zweiten Beratungen zu Gesetzentwürfen 

weiter. Nach meinem Empfinden gestalten sich diese Beratungen für den Zuhörer jedoch eher zäh. 

Um den Ausführungen der Fachpolitikerinnen und -politiker folgen zu können, sollte man sich eigent-

lich vorher tiefergehend in die Thematik des Gesetzentwurfs einlesen. Zumindest war das mein Ein-

druck. 

Gesetze werden im Normalfall nach zwei Beratungen verabschiedet (Verfassungsänderungen und 

Haushaltsvorlagen nach drei). Nach der Ersten Beratung wird der Gesetzentwurf an den zuständigen 

Ausschuss verwiesen. Der Ausschuss diskutiert den Entwurf und gibt eine Beschlussempfehlung ans 

Plenum ab. In der Zweiten Beratung findet nach einer Aussprache die Abstimmung über den Gesetz-

entwurf statt. Normalerweise geschieht dies per Handzeichen. Es kann jedoch auch eine namentliche 

Abstimmung beantragt werden. 

Bei einer der Plenarsitzungen, an denen ich teilgenommen habe, wurde gleich bei zwei Gesetz-

entwürfen eine namentliche Abstimmung gefordert. Dabei wird jeder Abgeordnete namentlich auf-

gerufen und muss dem Gesetzentwurf zustimmen oder ihn ablehnen. Danach muss die Abstimmung 

ausgezählt werden. Der Zeitplan verzögert sich dadurch ziemlich. Gekippt werden konnte jedoch 

keines der Gesetze. Beide Male hatten die Regierungsfraktionen eine Mehrheit. Erwähnenswert fin-

de ich auch die Anwesenheit der Abgeordneten im Plenum. Bei Abstimmungen ist das Plenum stets 

gut gefüllt. Kommt es nach der Abstimmung erneut zu Beratungen, nimmt die Anwesenheit wieder 

deutlich ab. Allerdings ist es verständlich, wenn nicht alle Abgeordneten bei jeder Debatte anwesend 

sind. Politiker sind meistens Fachpolitiker. Das heißt, sie haben nicht in jedem Politikfeld die gleiche 

Fachkompetenz, sondern sind Experten für einzelne Bereiche. Für einen Verkehrspolitiker ist es zum 

Beispiel nicht unbedingt notwendig, sich eine Diskussion über das Jagdrecht anzuhören.  

Nach der Mittagspause findet meist eine Fragestunde oder eine Regierungsbefragung statt. Bei der 

Fragestunde beantwortet die Ministerin oder der Minister kurze Mündliche Anfragen, diese müssen 

jedoch vorab beim Landtagspräsidenten eingereicht werden. Bei der Regierungsbefragung kann eine 

Fraktion einen Themenbereich benennen, zu dem eine Ministerin oder ein Minister befragt werden 

soll. 

Ich war immer gespannt, ob eine Ministerin oder ein Minister auf dem falschen Fuß erwischt wird 

und keine Antworten parat hat. Allerdings machten alle Befragten immer einen sehr souveränen und 

kompetenten Eindruck. Wirkliche Wissenslücken und Erklärungsnot habe ich nie beobachtet. 

Aussprachen finden darüber hinaus zu Großen Anfragen und Fraktionsanträgen statt. Beschlussemp-

fehlungen von Ausschüssen stehen zwar ebenfalls auf der Tagesordnung, werden jedoch meistens 

nicht mehr im Plenum beraten, sondern nur angenommen.  

 

So viel zum Ablauf von Plenarsitzungen. Ein Großteil der Arbeit eines Parlaments findet jedoch in 

Ausschüssen statt, wo sich die jeweiligen Fachpolitiker der Fraktionen treffen. Die Sitzungen sind 

normalerweise nicht öffentlich. Zu jedem Ministerium gibt es einen entsprechenden Ausschuss. In 

den Ausschüssen sind die Ministerinnen und Minister sowie Experten der Ministerien anwesend und 

stehen den Abgeordneten Frage und Antwort.  



In den Ausschüssen wird über Gesetzentwürfe, Mitteilungen der Landesregierung, Große Anfragen 

und Anträge diskutiert. Als vorbereitendes Beschlussorgan gibt der Ausschuss eine Beschlussempfeh-

lung an das Plenum ab. 

Mit Anträgen können Abgeordnete den Landtag auffordern, etwas zu beschließen. Man kann zwi-

schen Berichts- und Beschlussanträgen unterscheiden. Bei einem Berichtsantrag wird die Regierung 

dazu aufgefordert, zu einem bestimmten Thema Stellung zu nehmen. Anträge können bis zu 10 Ein-

zelfragen enthalten und müssen von mindestens fünf Abgeordneten oder einer Fraktion gestellt 

werden. Die Regierung muss innerhalb von drei Wochen zu dem Antrag Stellung nehmen. 

Genau wie Kleine und Große Anfragen werden auch Anträge von der Landtagsverwaltung auf Zuläs-

sigkeit geprüft und die Fristeinhaltung überwacht.  

Nachdem die Abgeordneten die Stellungnahme der Regierung bekommen haben, können sie ent-

scheiden, ob sie den Antrag in einem Ausschuss weiterbehandeln möchten. Beim Plenar- und Aus-

schussdienst der Landtagsverwaltung werden die Anträge gesammelt, die im Ausschuss behandelt 

werden sollen. Sie bilden neben Gesetzentwürfen und Mitteilungen der Landesregierung den Bera-

tungsstoff für die Ausschusssitzungen und werden auf die Tagesordnung gesetzt. 

Neben Berichtsanträgen gibt es Beschlussanträge. Häufig haben Anträge einen Berichtsteil und einen 

Beschlussteil. Bei Beschlussanträgen wird die Regierung aufgefordert, über den Bundesrat in be-

stimmter Weise tätig zu werden. Zum Beispiel kann gefordert werden, dass sich die Regierung vor 

dem Bundesrat auf Bundesebene für etwas einsetzen soll oder dass zu einem Gesetz nach einigen 

Jahren dem Landtag ein Evaluationsbericht vorgelegt werden soll. 

Ich nahm während meiner Hospitanz an mehreren Ausschusssitzungen teil. Im Vergleich zu Plenarsit-

zungen ist die Arbeitsatmosphäre zwischen Oppositions- und Regierungsfraktionen wesentlich kolle-

gialer und sachlicher. Kollegial und sachlich bedeutet jedoch meistens nicht überparteilich. Abge-

stimmt wird meiner Erfahrung nach dann doch entlang von Parteilinien. Doch auch zwischen den 

verschiedenen Ausschüssen merkt man Unterschiede. So wird beispielsweise im Bildungsausschuss 

wesentlich kontroverser diskutiert als im Europaausschuss. 

Die Ausschusssitzungen werden vom Plenar- und Ausschussdienst organisiert und begleitet. Dort 

werden beispielsweise die Entwürfe der Tagesordnungen aufgestellt, die Sitzungsmappen für die 

Ausschussvorsitzenden vorbereitet und Einladungen verschickt. In der Nachbearbeitung der Sitzun-

gen fallen weitere Aufgaben an. Manchmal werden während der Sitzung Berichtszusagen von der 

Ministerin oder dem Minister gemacht. Die Landtagsverwaltung kümmert sich darum, dass diese 

Zusagen eingehalten werden. Außerdem werden im Ausschuss erledigte Anträge ans Plenum weiter-

verwiesen. Die Beschlussempfehlungen kommen in eine sogenannte Sammeldrucksache, die in einer 

Plenarsitzung vom Plenum abschließend beschlossen werden muss. 

Nachdem die Sammeldrucksache vom Landtag beschlossen wurde, setzt die Landtagsverwaltung die 

Regierung darüber in Kenntnis, wenn sie zum Handeln aufgefordert wurde (Stichwort Beschlussan-

träge). 

Neben der Vorbereitung und Nachbearbeitung der Sitzungen sind die Referenten im Ausschussdienst 

zusätzlich für die Organisation von Ausschussreisen zuständig. Jedem Ausschuss steht ein gewisses 

Budget für Informationsreisen zur Verfügung. Der Integrations- und der Sozialausschuss reisen im 

Frühjahr und Sommer beispielsweise nach Wien, der Wissenschaftsausschuss nach Genf. 



Die Landtagsverwaltung kümmert sich dabei um die Ausschreibung der Reise, organisiert in Zusam-

menarbeit mit den deutschen Botschaften das Programm und ist im Nachhinein für die Abrechnung 

zuständig. Außerdem ist sie Ansprechpartner für die Abgeordneten, wenn beispielsweise individuelle 

Reisewünsche berücksichtigt werden sollen. 

 

Ich selbst habe vor allem bei der Prüfung von Anträgen sowie Kleinen und Großen Anfragen durch 

Abgeordnete einerseits und Stellungnahmen und Antworten der Regierung andererseits mitgeholfen. 

Außerdem habe ich eine Sitzungsmappe für einen Ausschuss vorbereitet und ein Einladungsschrei-

ben entworfen. Darüber hinaus war ich ab und an für Recherchearbeiten zuständig. So habe ich bei-

spielsweise Gesetzentwürfe rausgesucht, bei denen in den kommenden Jahren Evaluationsberichte 

anstehen. Für zwei Ausschussreisen habe ich Programminformationen recherchiert und zusammen-

gestellt. 

Allerdings hatte ich immer genug Zeit, um mich auf Plenar- und Ausschusssitzungen vorzubereiten. In 

der Regel ist der Beratungsstoff für die Sitzungen sehr umfangreich. Die Diskussionen in den Sitzun-

gen waren meiner Meinung nach immer auf einem sehr hohen Niveau. Das Vorurteil, Abgeordnete 

seien faul, kann ich deshalb ohne schlechtes Gewissen verneinen! 

 

Alles in allem war meine Zeit beim Plenar- und Ausschussdienst sehr aufschlussreich und informativ. 

Inzwischen ist mir wesentlich klarer, wie die parlamentarische Arbeit in der Praxis tatsächlich funkti-

oniert. Auch vor dem Hintergrund meines Politik- und Verwaltungswissenschaftsstudiums war der 

Monat sehr hilfreich, da ich beide Seiten – Politik und Verwaltung – kennengelernt habe. 

So habe ich einerseits unmittelbare Einblicke in die Landespolitik in Baden-Württemberg bekommen 

und andererseits auch die Arbeit der Verwaltung hinter den Kulissen des Landtagsbetriebs kennenge-

lernt.  

Eine Hospitanz bei der Landtagsverwaltung, im speziellen beim Plenar- und Ausschussdienst, ist auf 

jeden Fall für all diejenigen empfehlenswert, die sich dafür interessieren, wie parlamentarische Ar-

beit in der Praxis abläuft. Natürlich kann man auch ein Praktikum bei einem Abgeordneten oder einer 

Fraktion machen. Für den Fall, dass man sich jedoch nicht auf eine Partei festgelegt hat oder festle-

gen möchte, bietet eine Hospitanz bei der Landtagsverwaltung eine großartige Alternative! 


